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K O M M E N T A R E

Zum Abschied
Daniel Bräuer über Obamas Rede

„Der wichtigste Titel in jedem Land
ist nicht Staats- oder Regierungschef
– sondern Bürger.“ So schreibt es Ba-
rack Obama Demokraten dies- und
jenseits des Atlantiks ins Stamm-
buch. Ein letzter Mitmachappell des
Mannes, der vor acht Jahren von ei-
ner Graswurzelbewegung ins Amt ge-
tragen wurde – und darin seinem an-
sonsten völlig gegensätzlichen Nach-
folger nicht unähnlich war.

Einer der Kernsätze von Obamas
Abschiedsrede lautet: Die Demokratie
ist größer als jeder Einzelne. Das ist
natürlich auf das Ego des kommenden
Präsidenten gemünzt. Ebenso ist der
Hinweis, dass die Demokratie (und nur
sie) jedes falsche Gesetz und jede fal-
sche Wahlentscheidung revidieren
kann, durchaus als Tritt vors Schien-
bein des Nachfolgers zu verstehen. Als
Zuspruch an jene, die nun mit einem
Präsidenten Trump umzugehen ler-
nen müssen. Sinngemäß sagt Obama
damit: Auch das geht vorbei. Viel-
leicht schon in vier Jahren. Eine Ga-
rantie darauf gibt es jedoch nicht.

Obama hinterlässt den Europäern
eine ganz simple Weisheit für den
Kampf gegen den erstarkenden Po-
pulismus: dass sich Bürger gehört füh-
len müssen, dass die Regierung ihren
Interessen dienen soll und nicht um-
gekehrt. Der Vollständigkeit halber
müsste er sagen: Wäre ihm selbst das
besser gelungen, würde die Welt jetzt
nicht über seinen Nachfolger grübeln
und Mutmachreden auf die Demo-
kratie halten müssen.

Keine gute Figur
Klaus Welzel zu den Fehltritten von
Günther Oettinger

Stünde nicht gerade die baldige Be-
förderung zum Haushaltskommissar
an – die vielen seltsamen Äußerungen
und wohl auch die jüngste Flug-Af-
färe würden kaum öffentlich wahr-
genommen. So aber steht Günther
Oettinger, Schnellredner und frisch
eingearbeiteter IT-Experte, im Fokus.
Und dort macht er alles andere als ei-
ne gute Figur.

Der Brüsseler Exilschwabe wirkt
zum einen sehr eigentümlich, zum an-
deren aber auch provinziell und drit-
tens so stockkonservativ, dass man ihn
teilweise für aus der Zeit gefallen hal-
ten muss. Sein „Schlitzaugen“-Ver-
gleich sorgte sogar für diplomatische
Verstimmungen mit China. Sein
Drang, zu allem eine öffentliche Mei-
nung haben zu müssen, stellt ihn un-
nötig oft auf die Verliererseite – etwa
wenn er wider alle politische Ver-
nunft noch härtere Maßnahmen gegen
Euro-Schulden-Staaten verlangt.

Dem gegenüber steht der „ehrli-
che Oettinger“, also ein Politikerty-
pus, wie er allgemein herbeigesehnt
wird. Seine ungeschliffene Rede er-
scheint ja vor allem im Lichte einer
strikt ausgelegten political correct-
ness als solche. Bei „den Leuten“
kommt er dagegen an. Ob er jetzt über
einen ungeschickt gewählten Flug
stolpern wird, sei erst einmal dahin-
gestellt. Für einen Rücktritt ist die Be-
weislage jedenfalls zu dünn.

PRESSESPIEGEL

Das größte Risiko in der Welt
Das „Handelsblatt“ (Düsseldorf) meint
zum künftigen US-Präsidenten Trump:

„Bleibt zu hoffen, dass die Republika-
ner, die immer auch Befürworter offener
Märkte waren, Trump davon abhalten
können, seine protektionistischen Pläne
umzusetzen. Die Folgen wären nicht nur
für den amerikanischen Mittelstand fa-
tal, sondern für die Weltwirtschaft als
Ganzes. Trotz aller Mäßigung im Ton,
Donald Trump ist unberechenbar und
bleibt das größte geopolitische und öko-
nomische Risiko. Und so ist es letztlich
auch kein Wunder, dass Obamas Gast-
geberin Angela Merkel von der New York
Times als „letzte Verteidigerin des freien
Westens“ glorifiziert wird.“

Putin ergreift seine Chance
Die Zeitung „Lidove noviny“ (Prag)
schreibt zum Telefonat Trumps mit Putin:

„Putin hat Trump angerufen. Eine Sen-
sation? Keineswegs. Russlands Präsident
hat nur öffentlich zur Schau gestellt, dass
er der Herr der Lage ist und die Agenda
festlegt. Statt die engen Beziehungen zu
den USA zu stärken, von denen es seit 70
Jahren profitiert, lässt Europa Wa-
shington deutlich spüren, dass ihm die
nächste US-Regierung zuwider ist. Putin
müsste ein Dummkopf sein, um die ihm
angebotene Chance nicht zu nutzen.“

Türkei bleibt ein schwieriger Partner
Die Zeitung „Der Standard“ (Wien) kom-
mentiert den Türkei-Besuch von Au-
ßenminister Steinmeier:

„Die Tiraden des türkischen Außenmi-
nisters Mevlüt Çavusoglu und die Vor-
würfe von Präsident Recep Tayyip Er-
dogan gegen Steinmeier lassen nicht die
Hoffnung zu, dass die Türkei bald einen
anderen Weg einschlagen könnte. Dass
Steinmeier fast der Kragen platzte, ist
nachvollziehbar, hilft aber auch nicht
weiter. Er persönlich will aber weiterhin
Kontakt nach Ankara halten. Bald wird
er dies nicht mehr als deutscher Außen-
minister tun, sondern als neuer deut-
scher Bundespräsident. Aber leichter
wirdes inderneuenFunktionauchnicht.“

RNZ-LEXIKON

Akropolis
Die Akropolis von Athen, auf einem
156 Meter hohen Felsen erbaut, gilt als
Inbegriff der klassischen Antike. Der
Burgberg mit seinen berühmten Bau-
ten wie dem Parthenon, den Propy-
läen oder dem Niketempel, verkör-
pert den Glanz des antiken Athen bis
heute und zählt seit 1987 zum Welt-
kulturerbe der Unesco.

Schon im 13. Jahrhundert vor
Christus war die von Befestigungs-
mauern umgebene Akropolis (grie-
chisch Oberstadt) Sitz des Königs von
Athen. Mit dem Kult um Athene,
Schutzgöttin der Stadt, gewann sie
zunehmend sakrale Bedeutung. Bis ins
6. Jahrhundert vor Christus hinein
waren Burg und Stadt identisch.

Nach der Zerstörung der Akropolis
durch die Perser 480 v. Chr. und dem
Sieg der Athener begann unter der
Herrschaft von Perikles eine neue Blü-
tezeit: Bekannte Baumeister und Bild-
hauer verwandelten den Komplex in
ein Zentrum antiker Kunst, Theater
und Philosophie. Heute ist die Akro-
polis das nationale Symbol Griechen-
lands und Anziehungspunkt für Mil-
lionen Besucher aus aller Welt. dpa
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Am Sonntag sollst Du ruhen
Der Verfassungsrechtler Papier sieht hinter dem Arbeitsverbot mehr als nur religiöse Gründe

Von Michael Abschlag

Heidelberg. Es war Ad-
vent, und was lag da nä-
her, als ein paar ver-
frühte Weihnachtsge-
schenke zu verteilen? Be-
schenkt werden sollte der
Einzelhandel, der in die-
ser Zeit bekanntlich ei-
nen großen Teil seines
Jahresumsatzes macht,
und auch die Bürger, die
ihre Weihnachtseinkäufe zu erledigen
hatten. So dachte es sich der Berliner Se-
nat 2009 und beschloss kurzerhand, die
vier Adventssonntage zu verkaufsoffe-
nen Sonntagen zu erklären – mit je sie-
ben Stunden Ladenöffnungszeiten.

Doch das Bundesverfassungsgericht
machte dem Berliner Gesetzgeber einen
Strich durch die Rechnung. Es gab einer
Klage der Kirchen statt und erklärte die
geplante Regelung für ungültig. Be-
gründung: Der Sonntagsschutz darf nicht
einfach aufgehoben werden.

Der Sonntag gilt Christen seit jeher als
arbeitsfreier Tag. Die Weimarer Verfas-
sung von 1919 schützt ihn als „Tag der Ar-
beitsruhe und der seelischen Erhebung“.
Im Grundgesetz wurden die staats-
kirchlichen Artikel der Weimarer Ver-
fassung schließlich übernommen – ein-
schließlich der Arbeitsruhe am Sonntag.

Doch ist der freie Sonntag überhaupt
noch zeitgemäß? Schließlich leben wir in
einer säkularen und pluralistischen Ge-
sellschaft,nebendenChristengibtesauch
Juden und Muslime – und viele Atheis-
ten. In Zeiten schwindender Religiosität
und leerer Kirchen erscheint der Schutz
des Sonntags vielen anachronistisch, ge-
rade Unternehmer und Wirtschaftsver-
bände erklären ihn gerne für überholt.
„Ein Irrtum“, erklärt Hans-Jürgen Pa-
pier (63; Foto: dpa), ehemaliger Präsi-
dent des Bundesverfassungsgerichts und
Referent bei den Kurpfälzer Sozialtagen.
„Beim Schutz des Sonntags geht es nicht

nur um Religion. Es geht auch um den So-
zialstaat.“ Der freie Sonntag soll eben
nicht nur die freie Religionsausübung er-
möglichen (dazu würde es ja reichen, die
Stunden des Gottesdienstes freizuge-
ben), sondern dient auch der „physi-
schen und psychischen Erholung“, so Pa-
pier. Und auf die hat jeder Anspruch, un-
abhängig von der Religion.

Schon in der Weimarer Verfassung
spielen beim Sonntagsschutz religiöse
und soziale Aspekte zusammen, auch im
Grundgesetz lässt sich beides nicht tren-
nen. Diese „motivische Allianz“, wie Pa-
pier die Verknüpfung der beiden As-
pekte nennt, ist auch der Grund dafür,
warum es mit dem Sonntag einen ein-
heitlichen freien Tag gibt. „Dieser zeit-
liche Gleichklang ist ein wichtiges Ele-
ment des Soziallebens“, sagt Papier.
Schließlich gehen die Menschen Sonn-
tags nicht nur in den Gottesdienst, son-

dern nutzen ihn auch (oder stattdessen)
für Familienausflüge oder Treffen mit
Freunden. „Das geht aber nur, wenn alle
an demselben Tag freihaben.“

Was sich natürlich nur bedingt um-
setzen lässt. Tatsächlich gibt es eine gan-
ze Reihe von Menschen, die Sonntags ar-
beiten müssen – Polizisten, Feuerwehr-
leute und Rettungssanitäter sind die be-
kanntesten Beispiele. „Zu diesen Arbei-
ten ,trotz des Sonntags’ kommen aber
noch die Arbeiten ,für den Sonntag’“, er-
klärt Papier. Dazu zählen etwa Hotels,
Restaurants und das Verkehrswesen, die
es den Menschen ermöglichen sollen, ih-
ren freien Tag zu nutzen. Für den Ge-
setzgeber bedeutet das ein ständiges Ab-
wägen, bei dem er das aktuelle Freizeit-
verhalten berücksichtigen muss. „Solche
Ausnahmen brauchen aber einen guten
Grund“, betont Papier. „Ein reines wirt-
schaftliches Interesse zählt nicht. Und ein
Shoppinginteresse auch nicht.“

Bedroht wird der Sonntagsschutz aber
nicht nur von Städten und Gemeinden,
die gerne ihre Ladenöffnungszeiten aus-
weiten würden, sondern auch von einer
Arbeitswelt, die sich angesichts der Di-
gitalisierung rasant wandelt. Viele Ar-
beiten können heute von zu Hause aus er-
ledigt werden – per „Home Office“. „Mit
der sogenannten ,Industrie 4.0’ wird wohl
eine Arbeitswelt verbunden sein, die noch
mehr digital und global vernetzt ist, als
wir es bis jetzt erahnen können“, pro-
phezeit Papier. „Die Individualisierung
der Lebensstile wird vermutlich weiter
zunehmen, ebenso die Pluralität der Ge-
sellschaft.“ Für ihn steht fest, dass es auch
in dieser Welt gilt, den Sonntagsschutz
zu verteidigen.

Aber wie? Ob ein Laden sonntags of-
fen hat, lässt sich leicht kontrollieren; ob
ein Arbeitnehmer von zu Hause am Sonn-
tag Arbeiten erledigen muss, nicht. Und
was bedeutet die Konkurrenz zu Län-
dern, die keinen Sonntagsschutz ken-
nen? Auf diese Fragen hat unsere Ge-
sellschaft noch keine Antwort gefunden.

HINTERGRUND

Der Sonntagsschutz

Der Sonntag gilt im Christentum als
„Tag des Herrn“ an dem Gott nach ge-
taner Arbeit eine Ruhepause einlegte.
Das erste Gesetz zur Sonntagsruhe
wurde 321 von Kaiser Konstantin ver-
abschiedet. Auch von Karl dem Gro-
ßen ist eine ähnliche Verordnung be-
kannt. Im Kaiserreich wurde der
Sonntag 1891 durch die Gewerbe-
ordnung für viele (allerdings nicht al-
le) Berufe zum arbeitsfreien Tag. Erst
die Weimarer Reichsverfassung
machte den Sonntag in Deutschland
zum offiziellen Ruhetag.

Tages-
thema

„Özoguz muss sich entschuldigen“
Strobl über die Kritik der Migrationsbeauftragten an Razzien gegen Islamisten und die mögliche Schließung der Erstaufnahmestelle PHV

Von Andreas Herholz, RNZ Berlin

Berlin. Nach Kritik hat
die Migrationsbeauf-
tragte der Bundesregie-
rung, Aydan Özoguz
(SPD), ihre Äußerungen
über Razzien wie gegen
die Salafistengruppe
„Die wahre Religion“
relativiert. Die Polizei-
aktion gegen die Sala-
fistengruppe bezeichnete Özoguz am
Mittwoch als „Riesenerfolg“. Gleichzei-
tig räumte sie ein, sie habe sich in einem
Interview dazu vielleicht nicht ganz
glücklich ausgedrückt.

Am Vortag hatte sich die Politikerin
skeptisch zu den Erfolgsaussichten sol-
cher Razzien geäußert. Özoguz sagte,
wenn bei solche Razzien nichts heraus-
komme, hinterlasse das Spuren. „Da hat
man den Eindruck von Willkür, da wer-
den natürlich schnell auch Verschwö-
rungstheorien wach, was man eigentlich
als Staat gegen diese Menschen macht.“
Es sei schwierig, keine Frage. „Aber da
muss man, glaube ich, mit sehr großem

Augenmaß an diese Dinge herangehen,
dass es eben nicht heißt, da wird sehr will-
kürlich in die Moscheen eingedrungen.“
Thomas Strobl (56, CDU) ist Innenminister
von Baden-Württemberg. Im Interview kri-
tisiert er die Ansichten von Özoguz.

> Herr Strobl, wie bewerten Sie diese
Kritik der Staatsministerin?

Sie ist absurd, unverschämt und ge-
fährlich. Wer gerade als Beauftragte der
Bundesregierung unsere Sicherheitsbe-
hörden auch nur in die Nähe von Willkür
rückt, unterhöhlt das Vertrauen in sie. Die
Sicherheitsbehörden sind entschieden
vorgegangen. Da sagt man danke und be-
leidigt sie nicht.

> Ist Sie damit den Polizeikräften in den
Rücken gefallen?

Das kann man so sagen. Die Polizistinnen
und Polizisten halten oft genug den Kopf
in schwierigen Situationen hin. Wenn eine
Beauftragte der Bundesregierung den Si-
cherheitsbehörden das Misstrauen aus-
spricht, ist das alles andere als hilfreich.

> Özoguzerklärt,dassRazzienalleinkein

wirksames Mittel gegen den Islamis-
mus seien und fordert mehr Prävention.
Muss mehr geschehen?

Natürlich geht es nicht nur um Razzien,
selbstverständlich sind Vorbeugung und
Prävention wichtig. Wir machen in die-
sem Bereich auch viel. Frau Özoguz ist ein-
geladen, sich davon ein Bild zu machen.

> Inzwischen rudert die SPD-Politikerin
teilweise zurück, bleibt aber bei dem,
was sie gesagt hat. Reicht das aus?

Klare Antwort: Nein. Wenn Sie wieder ei-
nigermaßen Vertrauen herstellen will,
muss sie sich deutlich und unmissver-
ständlich entschuldigen.

> Wie kann der Islamismus in Deutsch-
land weiter wirksam bekämpft werden?

Zum einen bauen wir die sehr gute Ar-
beit in der Prävention noch weiter aus.
Zum anderen stärken wir unsere Si-
cherheitsbehörden. In Baden-Württem-
berg haben wir klar verabredet, das wir
das tun – mit mehr Personal, mit besserer
Ausstattung, mit mehr rechtlichen Mög-
lichkeiten. Wir arbeiten jeden Tag dafür,
Baden-Württemberg sicherer zu machen.

> Die Erstaufnahmestelle PHV für
Flüchtlinge in Heidelberg soll ge-
schlossen werden. Wie konkret sind die
Pläne?

Die Zugangszahlen sind dramatisch nach
unten gegangen – entsprechend reduzie-
ren wir jetzt auch die Erstaufnahmeka-
pazitäten. Das Land wird das bestehende
Ankunftszentrum vorübergehend im Pat-
rick Henry Village in Heidelberg fort-
führen. Parallel dazu werden als Alter-
nativen Standorte in Mannheim und
Schwetzingen geprüft. Wie gesagt: Ge-
prüft. Geprüft ist noch nicht entschieden.

> In Schwetzingen und Mannheim gibt es
Widerstand gegen mögliche neue Auf-
nahmezentren. Wie wollen Sie die Be-
denken ausräumen?

Wir haben ganz bewusst bereits einen
Entwurf für ein Standortkonzept vor-
gelegt. Jetzt wollen wir mit den Kom-
munen vor Ort beraten. Mir war es wich-
tig, auf der Grundlage eines Entwurfes
Gespräche zu führen, damit die Vor-
schläge des Landes offen auf dem Tisch
liegen. Letztlich werden die besseren Ar-
gumente den Ausschlag geben.


